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SATZUNG 

Verein „Wassersport“ Grohn e.V.  

§ 1. Name, Sitz und Geschäftsjahr 

Der im Jahr 1929 gegründete Verein „Wassersport“ Grohn e.V., abgekürzt VWG, hat 

seinen Sitz in Bremen Grohn und wurde unter der Nummer VR 125 HB in das 

Vereinsregister beim Amtsgericht Bremen eingetragen. 

Das Geschäftsjahr des VWG e.V. ist das Kalenderjahr. 

§ 2. Zweck des Vereins 

Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports. Das Satzungswerk wird verwirklicht 

insbesondere durch die Pflege des Wassersports, des Breitensports sowie durch die 

Jugendpflege, und durch die Schaffung der technischen Voraussetzung um 

Wassersport treiben zu können. Der Verein ist politisch, konfessionell und ethnisch 

neutral. 

§ 3. Gemeinnützigkeit  

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung und ist selbstlos 

tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins 

dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied auch keine 

sonstigen Zuwendungen aus Vereinsmitteln. Es darf keine Person durch Ausgaben, 

die dem Zwecke des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder haben weder beim Ausscheiden noch 

bei der Auflösung des Vereins einen Anspruch, welcher Art auch immer, am 

Vereinsvermögen. 

§ 4. Mitgliedschaft in anderen Vereinen 

Der Verein ist Mitglied des Landessportbund Bremen e.V.  

Über die Mitgliedschaft in weiteren Fachverbänden entscheidet die 

Mitgliederversammlung. 
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§ 5. Mitgliedschaft 

Der Verein setzt sich zusammen aus: 

1. Aktiven Mitgliedern 

Aktives Mitglied kann werden, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

Aktive Mitglieder sind solche Personen, die die Vereinsanlagen 

regelmäßig nutzen und am Wassersport aktiv teilnehmen. Sie 

genießen alle Rechte, die sich aus der Satzung, insbesondere aus der 

Zweckbestimmung des Vereins, ergeben. Ebenso haben sie die sich 

hieraus ergebenen Pflichten zu erfüllen. Sie haben das aktive und 

passive Wahlrecht. 

Die aktiven Mitglieder haben Anspruch auf einen Liegeplatz an den 

Steganlagen, wenn ein solcher frei ist. 

2. Passiven Mitgliedern 

Passive Mitglieder sind fördernde Mitglieder, die den Vereinszweck 

ideell und/oder finanziell unterstützen, die Vereinseinrichtungen aber 

nicht regelmäßig nutzen. Sie haben das aktive und passive Wahlrecht. 

3. Familienmitgliedern 

Familienmitglied können in Partnerschaft lebende Personen und Kinder 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr von aktiven Mitgliedern werden. 

Sie haben das aktive und passive Wahlrecht ab dem vollendeten 16. 

Lebensjahr. 

4. Jugendlichen Mitgliedern 

Jugendliche vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 

können als Jugendmitglieder aufgenommen werden. Sie haben in der 

Mitgliederversammlung erst ab vollendetem 16. Lebensjahr 

Stimmrecht. 

5. Ehrenmitgliedern 

Ehrenmitglied kann werden, wer durch die Förderung des 

Wassersports im Allgemeinen und insbesondere des VWG 

hervorragende Verdienste erworben hat. Die Ehrenmitgliedschaft wird 

durch Beschluss der Mitgliederversammlung verliehen. 

Ehrenmitglieder haben die Rechte und Pflichten eines aktiven 

Mitgliedes, sind jedoch von der Beitragszahlung und vom Vereinsdienst 

befreit. 
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§ 6. Aufnahme von Mitgliedern 
Aufnahmeanträge sind schriftlich an den Vorstand zu richten. Die vorläufige 
Mitgliedschaft wird durch Beschluss des Vorstandes erteilt. Ein derartiger Beschluss 
ist nur dann rechtswirksam, wenn das aufzunehmende Mitglied die festgesetzte 
Aufnahmegebühr und den Mitgliedsbeitrag für das laufende Geschäftsjahr entrichtet 
hat. Die vorläufige Mitgliedschaft wird dem Antragsteller schriftlich oder per 
unsignierter E-Mail mitgeteilt.  
Die endgültige Mitgliedschaft wird nach einer Probezeit von mindestens 12 Monaten 
auf Vorschlag des Vorstandes von der Jahreshauptversammlung bestätigt.  
Haben der Vorstand oder Mitglieder vor Ablauf der Probezeit Bedenken gegen die 
Aufnahme, befindet der Vorstand durch Abstimmung mehrheitlich über ein Ende der 
Mitgliedschaft oder eine Verlängerung der Probezeit.  
Für den Fall der Ablehnung werden geleistete Aufnahmegebühren mit 
gegebenenfalls noch ausstehenden Verbindlichkeiten verrechnet und das 
verbleibende Guthaben dem Antragsteller ausgezahlt. Aus der Ablehnung können 
keine Geldforderungen oder sonstige Rechte an den Verein gestellt werden. Der 
Vorstand ist nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe für den Fall der 
Ablehnung bekannt zu geben.  
Bei Minderjährigen ist vor einer Aufnahme die Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters erforderlich. 
Mit der Anmeldung unterwirft sich jedes Mitglied den Bestimmungen dieser Satzung 
und den Vorschriften des BGB nach den §§ 21 bis 27, 31a und 34. 

§ 7. Datenschutz 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Verein „Wassersport“ 

Grohn e.V. werden unter Beachtung der Bestimmungen der DSGVO 

personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse 

der Mitglieder erhoben, verarbeitet, gespeichert und genutzt. 

2. Regelungen für den Datenschutz im Verein „Wassersport“ Grohn e.V. 

werden in einer Datenschutzerklärung festgelegt. Diese umfasst u.a. 

die Rechte der Mitglieder in Bezug auf die zu ihrer Person 

gespeicherten Daten, regelt die Pflichten von für den Verein 

„Wassersport“ Grohn e.V. tätigen Personen im Umgang mit 

personenbezogenen Daten und definiert Verfahren zur Überwachung 

und Kontrolle der Einhaltung der Regelungen. 

§ 8. Rechte der Mitglieder 

Die Mitglieder - auch während der Probezeit (§6) – sind berechtigt: 

1. An der Mitgliederversammlung teilzunehmen. Bei 

Bootseignerversammlungen haben nur Bootseigner Stimmrecht. Das 

Stimmrecht kann bei Abwesenheit von der Versammlung in schriftlicher 

Form, auch als unsignierte E-Mail, wahrgenommen werden.  

2. Die Einrichtungen des Vereins nach Maßgabe der hierfür getroffenen 

Bestimmungen zu nutzen. 

3. An allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, bzw. den Sport in 

den dem Verein angeschlossenen Sparten auszuüben. 

4. Als aktive Mitglieder den Vereinsstander zu führen. 
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§ 9. Pflichten der Mitglieder 

Jedes Mitglied ist verpflichtet: 

1. Nicht gegen die Interessen des Vereins zu handeln, die Ziele des 

Vereins zu fördern, die Versammlungsbeschlüsse zu beachten sowie 

die Satzung und die beschlossenen Ordnungen zu befolgen. 

2. Die in der Gebührenordnung durch Beschluss der 

Mitgliederversammlung festgelegten Beiträge und Gebühren zu 

entrichten. 

3. Als aktives oder jugendliches Mitglied im Alter ab 14 Jahren zur 

Erhaltung der Vereinsanlagen einen jährlichen allgemeinen 

Vereinsdienst zu leisten. Ausgenommen sind nur die Mitglieder, die 

ausdrücklich vom Vorstand hiervon befreit werden. Bei Verhinderung 

ist ein individueller Termin mit Ersatzaufgaben anzustreben. Sollte das 

im Einzelfall nicht möglich sein, ist für jede versäumte 

Vereinsdienststunde ein Fehlgeld zu bezahlen.  

Der Vereinsdienst ist Grundlage für die Gebührenordnung und regelt 

das gesamte Beitragswesen der aktiven Mitglieder. Hieraus ergibt sich 

die Gemeinnützigkeit des Verein „Wassersport“ Grohn e.V.. 

Der Umfang des Vereinsdienstes richtet sich nach den Erfordernissen 

der Instandhaltung des Vereinseigentums, insbesondere in Bezug auf 

Steganlagen und Wasserliegeplätze. 

4. An allen sportlichen Veranstaltungen seiner Sportart nach seinem 

Ermessen mitzuwirken. 

5. Sich in allen aus der Mitgliedschaft zu diesem Verein erwachsenen 

Rechtsangelegenheiten der Entscheidung der Mitgliederversammlung 

und des Vorstandes zu unterwerfen. 

6. Bei Rechtsstreitigkeiten mit den in § 4 genannten Vereinigungen unter 

Berücksichtigung ihrer Satzung deren Sportgerichte in Anspruch zu 

nehmen und sich deren Entscheidungen zu unterwerfen. Der 

ordentliche Rechtsweg ist in allen mit dem Sportbetrieb in 

Zusammenhang stehenden Angelegenheiten ausgeschlossen. 

§ 10. Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft erlischt: 

1. durch schriftliche Austrittserklärung zum Ende des Kalenderjahres 

unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist; 

2. durch den Tod; 

3. durch Ausschluss aus wichtigem Grund: Ein Mitglied, das gegen das 

Ansehen des Vereins verstößt oder seine ihm gegenüber dem Verein 

obliegenden Pflichten aus Satzung und Ordnungen nicht erfüllt, kann 

aus dem Verein ausgeschlossen werden. Wenn das Mitglied seinen 

dem Verein gegenüber eingegangenen Verbindlichkeiten oder 

Beschlüssen der Vereinsorgane trotz dreimaliger Mahnung nicht 

nachkommt, bzw. Folge leistet, kann es ausgeschlossen werden. 
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a) Der Ausschluss erfolgt durch den Vorstand und ist mit 

Beschlussfassung wirksam. 

b) Der Ausschließungsbeschluss des Vorstandes erfolgt nach 

einer Anhörung des Mitglieds und ist dem betroffenen 

Mitglied innerhalb von 14 Tagen per eingeschriebenem Brief 

mitzuteilen.  

c) Wird ein Mitglied durch den Vorstand ausgeschlossen, so 

kann es innerhalb von vier Wochen nach Zustellung per 

eingeschriebenem Brief Widerspruch einlegen, der in der 

nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung zu behandeln 

ist. 

d) Die Mitgliederversammlung entscheidet nach Anhörung des 

Mitglieds und des Vorstandes mit einfacher Mehrheit der 

stimmberechtigten Anwesenden (bzw. der Teilnehmenden 

bei digitaler Versammlung) über den endgültigen Ausschluss. 

Der Weg zu ordentlichen Gerichten bleibt unberührt. 

e) Macht ein Mitglied von dem Recht des Widerspruchs keinen 

Gebrauch, so unterwirft es sich damit dem 

Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass der 

Ausschluss nicht gerichtlich angefochten werden kann. 

4. Mit Erlöschen der Mitgliedschaft enden alle Rechte. Das Erlöschen 

berührt nicht die Verpflichtung zur Zahlung rückständiger Beiträge und 

Gebühren. 

§ 11. Vereinsorgane, Aufgaben und Einrichtungen 

A. Mitgliederversammlung 

Die den Mitgliedern zustehenden Rechte werden in der Mitgliederversammlung 

als „oberstes Organ“ des Vereins ausgeübt. 

1. Ordentliche Mitgliederversammlung 

Mindestens einmal im Kalenderjahr, vorzugsweise im ersten 

Kalendervierteljahr, findet eine ordentliche Mitgliederversammlung 

statt. Die Tagesordnung muss folgende Punkte enthalten: 

a) Bestätigung der ordnungsgemäßen Einberufung und der 

Tagesordnung 

b) Ehrungen 

c) Verlesung und Genehmigung des Protokolls der letzten 

Versammlung 

d) Feststellung der Stimmberechtigten 

e) Neuaufnahmen 

f) Entgegennahmen der Rechenschaftsberichte des 

Vorstandes 

g) Bericht des/der Kassenprüfers/in 

h) Entlastung des/der Kassenwarts/in 

i) Beschussfassung über die Entlastung des Vorstandes 

j) Wahlen des Vorstandes, der Fachwarte und der 

Kassenprüfenden 
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k) Genehmigung des Haushaltsvoranschlages für das laufende 

Geschäftsjahr 

l) Festsetzung der Beiträge für das laufende Geschäftsjahr 

m) Anträge 

n) Verschiedenes 

2. Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Der Vorstand kann nach Bedarf außerordentliche 

Mitgliederversammlungen einberufen. Eine außerordentliche 

Mitgliederversammlung ist außerdem anzusetzen, wenn sie von 

mindestens 10 % der stimmberechtigten Vereinsmitglieder unter 

Angabe der Tagesordnungspunkte und Begründung beantragt wird. 

3. Einberufung 

Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich oder per 

unsignierter E-Mail durch den Vorstand unter Wahrung einer 

Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen bei gleichzeitiger 

Bekanntgabe der Tagesordnung, wobei weder der Tag der Absendung 

noch der Tag mitzurechnen ist, an dem die Mitgliederversammlung 

stattfindet. Es genügt die Einberufung durch ein Mitglied des 

Vorstandes. Per Postbrief abgesandte Einladungen gelten am dritten 

auf die Absendung folgenden Werktag als zugegangen. Eine Einladung 

gilt immer dann als zugegangen, wenn sie an die zuletzt dem Vorstand 

bekannt gegebene Post- und/oder E-Mailadresse gesandt wird, auch 

wenn die Zusendung fehlschlägt. Über die Absendung schriftlicher 

Einladungen nimmt der Vorstand einen Vermerk in seinem Protokoll 

auf. 

4. Versammlungsleitung 

Die Leitung der Mitgliederversammlung übernimmt der/die 1. 

Vorsitzende und bei Verhinderung der/die 2. Vorsitzende. Falls beide 

verhindert sind und keine Stellvertretung aus dem Vorstand bestellt 

haben, übernimmt das älteste Vorstandsmitglied die Leitung. 

5. Anträge 

Anträge für die Mitgliederversammlung können bis zu 14 Tage vor der 

Mitgliederversammlung bei der/dem 1. Vorsitzenden eingereicht 

werden. Hiervon ausgenommen sind Anträge zur Satzungsänderung. 

Diese müssen bis zum 30.09. des laufenden Kalenderjahres beim 1. 

Vorsitzenden eingereicht werden. Die Einladung zur 

Mitgliederversammlung muss den Hinweis auf Anträge zur 

Satzungsänderung enthalten. Nicht fristgerecht gestellte Anträge sind 

als Dringlichkeitsanträge zu behandeln. Sie werden nur dann in die 

Tagesordnung aufgenommen, wenn sie von der 

Mitgliederversammlung mehrheitlich akzeptiert werden. 
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6. Abstimmungen 

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig ohne Rücksicht auf die 

Anzahl der erschienenen Mitglieder, sofern die Einberufung 

ordnungsgemäß erfolgt ist. Beschlüsse werden mit einfacher 

Stimmenmehrheit gefasst, soweit das Gesetz oder die Vereinssatzung 

nichts anderes vorschreiben. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 

abgelehnt. Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von 3/4 der 

anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 

Die Abstimmungen erfolgen grundsätzlich per Handzeichen. Wenn 

jedoch mindestens eins der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

geheime Abstimmung wünscht, muss dem stattgegeben werden. 

Wahlen sind auch als Blockwahl möglich. 

Über die Ergebnisse und Beschlüsse wird ein Protokoll geführt und von 

dem/der 1. Vorsitzenden und dem/der Schriftführer/in unterzeichnet. 

Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die 

Vornahme eines Rechtsgeschäfts mit ihm oder die Einleitung oder die 

Erledigung eines Rechtsstreits zwischen ihm und dem Verein betrifft. 

Ebenso hat es kein Stimmrecht, wenn die Beschlussfassung den 

eigenen Ausschluss aus dem Verein betrifft. 

7. Vorstand 

Der Gesamtvorstand setzt sich zusammen aus geschäftsführendem 

und erweitertem Vorstand. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben so 

lange im Amt, bis Neuwahlen erfolgt sind. 

B. Weitere Vereinsorgane 

1. Der geschäftsführende Vorstand 

Der geschäftsführende Vorstand im Sinne des S 26 BGB setzt sich 

zusammen aus: 

a) dem/der 1. Vorsitzenden,  

b) dem/der 2. Vorsitzenden,  

c) dem/der Schriftführenden, 

d) dem/der Kassenwart/in. 

2. Wahl des geschäftsführenden Vorstandes 

Die zu wählenden Vorstandsmitglieder müssen das 18. Lebensjahr 

vollendet haben. Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes 

werden von der Jahreshauptversammlung im Wechsel a) und d) oder 

b) und c) für die Dauer von zwei Jahren in getrennten Wahlgängen 

gewählt. 

Die Wiederwahl bei allen Vorstandsmitgliedern ist unbegrenzt möglich. 

3. Der geschäftsführende Vorstand 

a) Hat die Geschäfte des Vereins nach ihrer Satzung, nach 

Maßgabe der durch die Mitgliederversammlung und der 

gefassten Beschlüsse des Gesamtvorstandes zu führen. 
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b) Ist notfalls ermächtigt, beim Ausscheiden oder sonstiger 

dauernder Verhinderung eines Mitgliedes der Vereinsorgane 

deren verwaistes Amt kommissarisch bis zur nächsten 

Mitgliederversammlung durch geeignete Fachkräfte zu 

besetzen. 

c) Ist ermächtigt, Entscheidungen zu fällen, die aufgrund ihrer 

Dringlichkeit einer schnellen Erledigung bedürfen. Der 

Gesamtvorstand ist über die Tätigkeit laufend zu informieren. 

d) Hat das Recht, an allen Sitzungen der übrigen Ausschüsse 

beratend teilzunehmen. 

e) Hat sämtliche Beschlüsse in einem Beschlussbuch zu 

registrieren. 

f) Regelt die Aufgabenteilung in der Vereinsführung. 

g) Die Vertretung des Vereins erfolgt durch 2 

Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich. 

h) Der Vorstand trifft seine Entscheidungen durch 

Mehrheitsbeschluss, wenn mindestens zwei Mitglieder des 

geschäftsführenden Vorstandes anwesend sind. Ist eine 

Mehrheit nicht erreichbar, gilt der Antrag als abgelehnt. 

i) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder 

Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, 

kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese 

Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern 

alsbald schriftlich mitgeteilt werden. 

 

4. Erweiterter Vorstand 

a) Technische Koordination; 

b) Stegwart/in; 

c) Hallenwart/in; 

d) Platzwart/in  

 

5. Fachwarte 

a) Jugendwart/in; 

b) Festwart/in; 

c) Gleichstellungsbeauftragung. 

 

Amtszeit, Neuwahl 

Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes und die Fachwarte werden 

einzeln von der Mitgliederversammlung mit einfacher 

Stimmenmehrheit für 1 Jahr gewählt.  

Die Verteilung der Aufgaben im Verein wird in der 

Aufgabenverteilungsordnung beschrieben. 
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6. Ehrenrat 

Der Ehrenrat besteht aus mindestens 3 Mitgliedern, die folgende 

Voraussetzungen erfüllen: 

a) soziales Einfühlungsvermögen 

b) gesundes Rechtsbewusstsein 

c) Schriftgewandtheit 

Die Mitglieder des Ehrenrates dürfen kein anderes Amt im Verein 

bekleiden. Sie werden für die Dauer von 5 Jahren gewählt. Wiederwahl 

ist unbegrenzt zulässig. Der Ehrenrat tritt auf Antrag des Vorstandes 

oder eines Mitgliedes bei Streitigkeiten zusammen. Der Ehrenrat 

vermittelt bei Streitigkeiten und Satzungsverstößen innerhalb des 

Vereins, soweit der Vorfall mit der Vereinsangehörigkeit in 

Zusammenhang steht und nicht die Zuständigkeit eines Sportgerichtes 

oder eines Fachverbandes gegeben ist. 

7. Außer dem/der 1. Vorsitzenden kann dieselbe Person für ein oder zwei 

Ämter gewählt werden.  

8. Wer zwei Ämter ausübt hat auch zwei Stimmen, die unabhängig 

voneinander eingesetzt werden können. 

9. Vorstandsmitglieder bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur 

Neuwahl eines Nachfolgers im Amt, es sei denn, sie legen ihr Amt 

nieder. 

10. Ein Vorstandsmitglied, das für mehrere Vorstandsämter gewählt ist, 

kann für jedes Vorstandsamt einzeln durch Mehrheitsbeschluss der 

Mitgliederversammlung abberufen werden. Es kann nur einheitlich für 

alle Vorstandsämter zurücktreten, es sei denn, der übrige Vorstand 

stimmt einer anderen Regelung zu. 

11. Jedes Mitglied des Vorstandes im Sinne von § 29 BGB ist verpflichtet, 

die Bestimmungen des Geldwäschegesetzes in Bezug auf das 

Transparenzregister zu beachten. Insbesondere ist zu beachten, dass 

Veränderungen des Vorstandes richtig und unverzüglich zur Eintragung 

in das Vereinsregister anzumelden sind, damit eine korrekte Eintragung 

erfolgen kann. Nur dann greift die Mitteilungsfiktion gem. § 20 Abs. 2 

GWG, so dass eine eigenständige Meldung des Vorstandes zur 

Eintragung in das Transparenzregister fiktiv als erfüllt gilt (als 

wirtschaftlich Berechtigter gilt jedes Vorstandsmitglied im Sinne von § 

26 BGB. 

C. Kassenprüfende 

Zwei Kassenprüfende werden in zweijährigem Turnus von der ordentlichen 

Mitgliederversammlung gewählt, wobei sich die Amtszeit um jeweils ein Jahr 

überschneiden soll. Die Kassenprüfenden dürfen dem Vorstand nicht angehören. 

Alles weitere wird in einer Aufgabenverteilungsordnung geregelt. 
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§ 12. Haftung des Vereins 

Der Verein und die für ihn handelnden Personen haften, soweit nicht zwingende 

gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, nur für Schäden, die von der 

Haftpflichtversicherung des Vereins gedeckt sind. 

Im Übrigen haften der Verein und die für ihn handelnden Personen nicht für 

Beschädigungen, Verlust und Zerstörung von Sachen, die auf dem Vereinsgelände 

und an der Vereinsanlage untergebracht werden. 

§ 13. Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke 

Uber die Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke kann nur eine außerordentliche Mitgliederversammlung beschließen, die zu 

diesem Zweck einberufen wird. 

Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 aller stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung muss von mindestens 3/4 der anwesenden 

Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung ist namentlich vorzunehmen. 

Sind bei der Versammlung nicht mindestens 2/3 der zu diesem Zeitpunkt 

stimmberechtigten Mitglieder erschienen, so ist eine neue Versammlung 

einzuberufen, in der 3/4 der nunmehr anwesenden Mitglieder den 

Auflösungsbeschluss fassen. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes 

beschließt, sind der/die 1. Vorsitzende und der/die 2. Vorsitzende die einzigen 

Liquidatoren/Liquidatorinnen. Jede/r Liquidator/in vertritt den Verein gerichtlich und 

außergerichtlich allein. 

§ 14. Vereinsvermögen 

Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung 

des Sports, möglichst des Wassersports. 

 

 

 

Bremen, den 14.03.2025 

Verein „Wassersport“ Grohn e.V. 

 

 

 

1. Vorsitzender               Schriftführer 


